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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Dr. Martina WEINHANDL als Einzelrichterin Uber die
Beschwerde von XXXX , vertreten durch RA Dr. Heinz EDELMANN, WindmUhlgasse 30, 1060 Wien, gegen den Bescheid
des Stadtschulrates fir Wien vom 22.02.2018, ZI. 600.904520/0004-RPS/2018, zu Recht:

A)

Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:

1. Der Beschwerdeflhrer ist Schulerhalter der Privatschule " XXXX " (im Folgenden: Privatschule). Er zeigte am
30.01.2018 die Verwendung von XXXX als Lehrer fir den Unterrichtsgegenstand "Fagott" an dieser Privatschule an.

2. Der Stadtschulrat fir Wien (im Folgenden: belangte Behorde) untersagte mit Bescheid vom 22.02.2018, ZI.
600.904520/0004-RPS/2018, die Verwendung von XXXX als Lehrer fur den Unterrichtsgegenstand "Fagott". Begriindend
fUhrte die belangte Behdrde im Wesentlichen aus, der Unterrichtsgegenstand sei nicht statutenkonform angefihrt
worden und so habe die Uberpriifung, ob eine Befihigung gemaR § 5 Abs. 1 lit. ¢ PrivSchG bzw. die


file:///

Anstellungserfordernisse gemal3 dem Organisationsstatut vorliegen, nicht erfolgen kénnen. Dartber hinaus seien der
Lehreranzeige keine Unterlagen angeschlossen gewesen, mit welchen die Sprachkenntnisse von XXXX in deutscher
Sprache auf zumindest dem Referenzniveau B 2 nachgewiesen worden waren.

3. Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdeflhrer fristgerecht Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht.
Gegenstand des Verfahrens sei - so die Beschwerde - "nicht das Offentlichkeitsrecht", sondern "nur eine Angelegenheit
des Zivilrechtes". Der Spruch des angefochtenen Bescheides bedeute "gleichzeitig die Frage der Aufnahme des Herrn
XXXX in das Prayner Konservatorium". Dies sei keine Angelegenheit, die unter 8 1 PrivSchG falle, sondern unter
"Errichtung FUhrung von Privatschulen". Die belangte Behdrde stutze sich bei "der Frage des
Sprachnachweises/Unterrichtssprache" auf Art. 8 Abs. 1 B-VG, eine weitere gesetzliche Grundlage fur den
Sprachnachweis gebe es im Privatschulgesetz bzw. im Organisationsstatut nicht. Obwohl bei der belangte Behoérde
Zweifel an der Beherrschung der deutschen Sprache bestliinden, habe die belangte Behorde - so die Beschwerde - die
erforderliche Sprachkompetenz nicht Gberprift. Weiters flhrt die Beschwerde aus: "Das &sterreichische Gesetz findet
keine Norm daflr, dass die Beherrschung der deutschen Sprache im Sinne des gemeinsamen europdischen
Referenzrahmens Anwendung finde." Aus diesem Grund sei der angefochtene Bescheid rechtswidrig und "der
Kassation verfallen".

4. Mit Schreiben vom 22.05.2018, eingelangt beim Bundesverwaltungsgericht am 25.05.2018, legte die belangte
Behorde die Beschwerde und den Verwaltungsakt vor. Eine Beschwerdevorentscheidung wurde nicht getroffen.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Der Bundesminister fir Bildung, Wissenschaft und Forschung genehmigte mit Bescheid vom 14.03.2019, GZ. BMBWF-
24.423/0011-11/4/2019, das Organisationsstatut der Privatschule " XXXX " ab dem Schuljahr 2018/19. In diesem
Organisationsstatut wird in der Abteilung IlI/Blasinstrumente und Schlagwerk, der Unterrichtsgegenstand "Fagott"
angefuhrt und der entsprechende Lehrplan fir den Unterrichtsgegenstand "Fagott" ndher ausgefuhrt.

Der Beschwerdefiihrer legte in Bezug auf XXXX ein "Diploma di Fagotto" des "Conservatorio di Musica ,Sante Cecilia"
Roma" vor.

Es kann nicht festgestellt werden, dass XXXX die Voraussetzungen des § 5 Abs. 1 lit. d PrivSchG erfullt.
2. Beweiswurdigung:

Die Feststellungen zum maBgeblichen Sachverhalt ergeben sich aus dem Verwaltungsakt, dem
verwaltungsbehordlichen Verfahren und der Beschwerde. Der Sachverhalt ist aktenkundig, unstrittig und deshalb
erwiesen. Der verfahrensmafigebliche Sachverhalt entspricht dem oben angefiihrten Verfahrensgang und konnte auf
Grund der vorliegenden Aktenlage zweifelsfrei und vollstandig festgestellt werden.

3. Rechtliche Beurteilung:

GemaR & 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

Gegenstandlich liegt somit Einzelrichterzustandigkeit vor.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG,BGBI. | Nr.
33/2013, geregelt (8 1 leg.cit.). Gemal3 § 58 Abs. 2 VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt
des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

Gemalk § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemall anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.
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Gemal § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. GemaR 8§ 31 Abs. 1 VwWGVG erfolgen die
Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist.

GemaR § 28 Abs. 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden dann in der Sache selbst zu entscheiden,
wenn der malgebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des maligeblichen Sachverhaltes durch das
Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden
ist.

8§ 5 des Bundesgesetzes Uber das Privatschulwesen (Privatschulgesetz), BGBI. Nr. 244/1962, in der Fassung BGBI. | Nr.
48/2014, in der Fassung BGBI. | Nr. 35/2019, lautet:

"8 5. Leiter und Lehrer.

(1) Fur die padagogische und schuladministrative Leitung der Privatschule ist ein Leiter zu bestellen,
a) der die Osterreichische Staatsburgerschaft besitzt,

b) der die Eignung zum Lehrer in sittlicher und gesundheitlicher Hinsicht aufweist,

c) der die Lehrbefahigung fir die betreffende oder eine verwandte Schulart oder eine sonstige geeignete Befahigung

nachweist,

d) der in der deutschen Sprache Sprachkenntnisse nach zumindest dem Referenzniveau C 1 des Gemeinsamen
Europaischen Referenzrahmens flr Sprachen entsprechend der Empfehlung des Ministerkomitees des Europarates an
die Mitgliedsstaaten Nr. R (98) 6 vom 17. Marz 1998 zum Gemeinsamen Europaischen Referenzrahmen fur Sprachen -
GER nachweisen kann und

e) in dessen Person keine Umstande vorliegen, die nachteilige Auswirkungen auf das Osterreichische Schulwesen

erwarten lassen.

Das Erfordernis gemaR lit. d wird auch durch einen Nachweis von zumindest gleichwertigen Sprachkenntnissen erfullt.
Lit. d gilt nicht fir Personen gemal 8 1 Z 2 der Auslanderbeschaftigungsverordnung, BGBI. Il Nr. 609/1990 in der
Fassung der Verordnung BGBI. Il Nr. 257/2017 sowie fur Schulen, die keine gesetzlich geregelte Schulartbezeichnung
fihren oder durch deren Besuch gemaR § 12 des Schulpflichtgesetzes 1985, BGBI. Nr. 76/1985, die allgemeine
Schulpflicht nicht erfillt werden kann oder die nach dem vom zustdndigen Bundesminister erlassenen oder
genehmigten Organisationsstatut nicht auf die Erlangung eines Zeugnisses Uber den erfolgreichen Besuch einer
Schulstufe oder einer Schulart (Form bzw. Fachrichtung einer Schulart) oder nicht auf den Erwerb der mit der
erfolgreichen Ablegung einer Reifeprifung, Reife- und Diplomprufung, Diplomprifung oder Abschlussprifung

verbundenen Berechtigungen abzielen.

(2) Schulerhalter, welche die im Abs. 1 lit. a bis c genannten Bedingungen erfiillen, kénnen die Leitung der Privatschule

auch selbst austben.

(3) Der Leiter ist fur die unmittelbare Leitung und Uberwachung des Unterrichtes an der Privatschule verantwortlich. Er

ist an die in Austibung der Aufsicht (8 22) erteilten Weisungen der zustandigen Schulbehérden gebunden.
(4) Die an der Schule verwendeten Lehrer haben ebenfalls die in Abs. 1 genannten Bedingungen zu erfiillen.

(5) Die zustandige Schulbehérde kann von dem Erfordernis der dsterreichischen Staatsbirgerschaft (Abs. 1 lit. a und
Abs. 4) Nachsicht erteilen, wenn die Verwendung im Interesse der Schule gelegen ist und ¢ffentliche Interessen der

Nachsichterteilung nicht entgegenstehen.

(6) Die Bestellung des Leiters und der Lehrer sowie jede nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes maligebende
Veranderung in deren Person ist vom Schulerhalter der zustandigen Schulbehdrde unverziglich anzuzeigen, welche
die Verwendung des Leiters oder Lehrers innerhalb eines Monats ab dem Einlangen der Anzeige zu untersagen hat,
wenn die Bedingungen der vorstehenden Absatze nicht erfullt sind. Dariber hinaus hat die zustéandige Schulbehdérde
die Verwendung eines Leiters oder Lehrers zu untersagen, wenn die in den vorstehenden Absatzen genannten
Bedingungen spater wegfallen, sowie hinsichtlich des Leiters auch dann, wenn er die ihm nach Abs. 3 obliegenden
Aufgaben nicht ausreichend erfullt.
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(7) Die Bestimmungen des Abs. 6 gelten sinngemal3 auch fur den Schulerhalter in seiner Eigenschaft als Leiter der
Schule (Abs. 2)."

ZuA)
1. Das Vorbringen des Beschwerdefuhrers zeigt keine Rechtswidrigkeit des angefochtenen Bescheides auf.

Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. VwGH 27.9.2018, Ra 2017/10/0101; 20.12.2017, Ro
2016/10/0007) versteht der Gesetzgeber unter Lehrbefahigung im Sinne des §8 5 Abs. 1 lit. ¢ PrivSchG die Erfullung
jener besonderen Ernennungs- bzw. Anstellungserfordernisse (vgl. die Anlage zum LDG 1984 bzw. die Anlage 1 zum
BDG 1979), die fir ein offentlich-rechtliches oder ein privatrechtliches Dienstverhaltnis erforderlich sind (vgl. VwGH
20.12.2017, Ro 2016/10/0007). Schon mit Blick auf dieses Begriffsverstandnis unterliegt es keinem Zweifel, dass
bezlglich der Bestellung von Lehrern jene Lehrbefahigung fir die betreffende oder eine verwandte Schulart oder eine
sonstige geeignete Befahigung nachzuweisen ist, die fUr die in Aussicht genommene Verwendung des Lehrers
erforderlich ist, zumal sich die genannten besonderen Ernennungs- bzw. Anstellungserfordernisse je nach Verwendung
- etwa im Hinblick auf die Schulart oder die Unterrichtsgegenstande - unterscheiden. Die in 8 5 Abs. 6 erster Satz leg.
cit. vorgesehene Anzeige der Bestellung der Lehrer hat daher ua. anzugeben, welche Verwendung in Aussicht

genommen wird.

Der Beschwerdeflhrer legte hinsichtlich des angezeigten Privatlehrers keinerlei Nachweis im Sinne des 8 5 Abs. 1 lit. d
PrivSchG vor, sodass weder seitens der belangten Behdrde noch seitens des Bundesverwaltungsgerichts - auch nicht
im Rahmen einer Einzelfallprafung (vgl. IA 260/A 26. GP, 2) - festgestellt werden kann, ob der angezeigte Privatlehrer in
der deutschen Sprache Sprachkenntnisse nach zumindest dem Referenzniveau C 1 des Gemeinsamen Europaischen
Referenzrahmens flr Sprachen nachweisen oder einen Nachweis von zumindest gleichwertigen Sprachkenntnissen

erbringen kann.

Es ist der belangten Behdrde nicht entgegen zu treten, wenn sie auf Grund dieser Anzeige und den dazu beigelegten
Unterlagen nicht Uberprtfen konnte, ob hinsichtlich jener Person, fur die die Verwendung als Privatlehrer angezeigt
wurde, eine Befahigung gemal § 5 Abs. 4iVm 8 5 Abs. 1 lit. d PrivSchG nachgewiesen wurden.

Insgesamt ist keine Rechtswidrigkeit im angefochtenen Bescheid zu erblicken und die Beschwerde ist daher

abzuweisen.
2. Antrag auf Durchfiihrung einer ¢ffentlichen mundlichen Verhandlung
Beide Verfahrensparteien stellten den Antrag auf Durchfiihrung einer 6ffentlichen mindlichen Verhandlung.

Gemal § 24 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von Amts

wegen eine 6ffentliche mundliche Verhandlung durchzufuhren.

GemalR 8 24 Abs. 4 VWGVG kann - soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist - das
Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen,
dass die mundliche Erdrterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der
Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 EMRK noch Art. 47 GRC entgegenstehen.

Im gegenstandlichen Fall konnte das Unterlassen einer mindlichen Verhandlung darauf gestltzt werden, dass der
Sachverhalt zur Beurteilung der Rechtmaligkeit des angefochtenen Bescheides in Verbindung mit der Beschwerde
geklart erschien, weil der Sachverhalt nach einem grundsatzlich ordnungsgemaRen Ermittlungsverfahren durch die
belangte Behdrde festgestellt wurde. Dieser Sachverhaltsfeststellung wurde in der Beschwerde nicht substantiiert
entgegen getreten. Weder war der Sachverhalt in wesentlichen Punkten erganzungsbedurftig noch erschien er in
entscheidenden Punkten als nicht richtig. Rechtlich relevante und zuldssige Neuerungen wurden in der Beschwerde
nicht vorgetragen (zum Erfordernis einer schllissigen Beweiswlrdigung im erstinstanzlichen Bescheid und zur
Verhandlungspflicht bei Neuerungen VwGH 11.11.1998, 98/01/0308, und 21.01.1999, 98/20/0339; zur Bekampfung der
Beweiswurdigung in der Berufung VwGH 25.03.1999, 98/20/0577, und 22.04.1999, 98/20/0389; zum Abgehen von der
erstinstanzlichen Beweiswurdigung VwWGH 18.02.1999, 98/20/0423; zu Erganzungen des Ermittlungsverfahrens VwGH
25.03.1999, 98/20/0475). Darunter sind allerdings lediglich inhaltsleere Bestreitungen nicht zu verstehen (vgl. VwGH
16.5.2001, 99/09/0187, VWGH 2004/09/0033, VWGH 28.5.2014, Ra 2014/20/0017 und 0018).
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Das Bundesverwaltungsgericht hat vorliegend daher ausschlieBlich Gber eine Rechtsfrage zu erkennen (vgl. EGMR
20.6.2013, Appl. Nr. 24510/06, Abdulgadirov/AZE, Rz 34 ff).

Auch nach der Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofs kann eine mundliche Verhandlung unterbleiben, wenn
der Sachverhalt unbestritten und die Rechtsfrage von keiner besonderen Komplexitat ist (VfSlg. 17.597/2005; VfSlg.
17.855/2006; zuletzt etwa VfGH 18.6.2012, B 155/12).

Von der Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung wurde gemaR 8 24 Abs. 4 VWGVG abgesehen, da der Sachverhalt
aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint. Der Sachverhalt wurde nach Durchfihrung
eines ordnungsgemalien Ermittlungsverfahrens unter schlussiger Beweiswirdigung der belangten Behorde festgestellt
und es wurde in der Beschwerde auch kein dem Ergebnis des Ermittlungsverfahrens der belangten Behodrde
entgegenstehender oder daruber hinausgehender Sachverhalt in konkreter Weise behauptet. Es liegt auch keine
Rechtsfrage von besonderer Komplexitat vor. Daran andert auch ein in der Beschwerde gestellter Antrag nichts, eine
mundliche Verhandlung durchzufuhren (vgl. VwGH 17.10.2006, 2005/20/0329; 23.11.2006,2005/20/0406, VwGH
28.5.2014, Ra 2014/20/0017 und 0018).

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemdR§ 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses

auszusprechen, ob die Revision gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrtinden.

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen

keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.

Die hier anzuwendenden Regelungen erweisen sich als klar und eindeutig (vgl. dazu auch OGH 22.3.19925 Ob 105/90;
vgl. zur Unzuldssigkeit der Revision bei eindeutiger Rechtslage trotz fehlender Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes etwa VwGH 28.05.2014, Ro 2014/07/0053; 27.08.2014, Ra 2014/05/0007).

Die Abweisung der Beschwerde ergeht in Anlehnung an die Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. beispielsweise
VwGH 20.12.2017, Ro 2016/10/0007, mwN; 27.9.2018, Ra 2017/10/0101).
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